
strafbar sind, auch wenn die sonstigen Voraussetzungen 
des § 193 StGB vorliegen, kann nicht mittels „Aus­
legung“ in den dem Gericht geeignet erscheinenden 
Fällen weginterpretiert werden. „Gesellschaftlich nütz­
liche Kritik“ und „Wahrnehmung berechtigter Inter­
essen“ sind qualitativ verschieden. § 193 StGB stellt die 
Interessen des Kränkenden mit denen des Gekränkten 
gleich und läßt darum keine Bestrafung zu. Dagegen 
läßt der Grundsatz, daß gesellschaftlich nützliche Kritik 
keine Beleidigung ist, eine derartige Abwägung nicht 
zu.

Webers Vorschlag, § 193 StGB auch auf die Fälle der 
Kritik anzuwenden, „verstärkt“ also keineswegs die 
Gesetzlichkeit gerichtlicher Entscheidungen, sondern 
würde im Gegenteil die einschränkende Bestimmung, 
letzter Halbsatz des § 193 StGB, aufweichen und das 
Gefühl der Bürger für das, was erlaubt und was ver­
boten ist, schwächen. Dagegen wird in der sozialisti­
schen Gesellschaftsordnung für die Feststellung, daß 
eine Kritik, die der gesunden Entwicklung der gesell­
schaftlichen Verhältnisse dient, keine strafbare Hand­
lung ist, keine besondere gesetzliche Bestimmung, wie 
etwa der Notwehrparagraph, benötigt. Dies ergibt sich 
vielmehr aus dem Wesen der sozialistischen Gesell­
schaft, die sich ohne Kritik und Selbstkritik nicht 
folgerichtig entwickeln kann. Wer der Staatsbürger­
pflicht des Art. 3 Abs. 2 der Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik nachkommt und an der Mit­
gestaltung der gesellschaftlichen Verhältnisse durch 
offene Kritik teilnimmt, handelt nicht nur entschuldbar,

sondern im Interesse der Allgemeinheit. Wo die 
Grenzen dieser Kritik liegen, ist in der anfangs zitierten 
Entscheidung des Obersten Gerichts dargelegt. Sie fallen 
nicht mit denen des § 193 StGB zusammen.

Zusammenfassend ist also festzustellen, daß der 
Artikel Krutzsdis und die Entscheidung des Obersten 
Gerichts auf der Erkenntnis der gesellschaftlichen Ent­
wicklung in der Deutschen Demokratischen Republik 
beruhen.

Abschießend noch einige Worte zu der Frage, ob die 
Anwendbarkeit des § 193 StGB tatbestandsmäßig eine 
Beleidigung oder üble Nachrede voraussetzt. Von den 
bürgerlichen Theoretikern und auch in der Praxis 
wurde dies — wie auch Weber ausführt — bejaht. Tat­
sächlich spricht jedenfalls der Wortlaut des § 193 StGB 
für die Bejahung der Frage; denn das Gesetz erklärt 
die in Wahrnehmung berechtigter Interessen gemach­
ten Äußerungen zwar als nicht strafbar, spricht ihnen 
aber nicht den Charakter einer Beleidigung ab. Wären 
diese Äußerungen überhaupt nicht tatbestandsmäßig, 
wie Weber meint, so könnten sie es auch nicht dadurch 
wieder werden, daß die Voraussetzungen des § 193 
StGB letzter Halbsatz vorliegen. Es erscheint also 
richtig, an der Auffassung festzuhalten, daß eine 
Prüfung des § 193 StGB erst dann erforderlich wird, 
wenn festgestellt ist, daß die inkriminierte Äußerung 
überhaupt eine Beleidigung ist, d. h. mit bezug auf das 
hier behandelte Problem, daß ihr Inhalt keine gesell­
schaftlich begründete Kritik bedeutet.

Zum Tatbestand des „sonstigen Beiseiteschaffens“ nach § 1 Abs. 1 VESchG
Von Dr. WALTER ORSCHEKOWSKI,

Direktor des Instituts für Strafrecht der Karl-Marx-Vniversität Leipzig

Man muß F r i t z s c h e  u n d  H ü b n e r 1 )  zustimmen, 
wenn sie feststellen, daß die Verbrechensbegehungsform 
des „sonstigen Beiseiteschaffens“* 2 * * * *) nach § 1 Abs. 1 
VESchG weder vom Gesetz selbst, noch von der Richt­
linie Nr. 3 des Plenums des Obersten Gerichts exakt be­
stimmt worden ist. Man muß auch anerkennen, daß sie 
bestrebt sind, den Begriff des „sonstigen Beiseite­
schaffens“ durch andere gesetzliche Bestimmungen fest­
zulegen, indem nur solche Handlungen von ihm erfaßt 
werden sollen, die bereits durch andere spezielle Ver­
brechenstatbestände zu Verbrechen am gesellschaft­
lichen Eigentum erklärt worden sind.

Trotzdem befriedigt das Ergebnis ihrer Ausführungen 
nicht, und auch ihre Auslegung des Begriffs „sonstiges 
Beiseiteschaffen“ muß bedenklich stimmen. Eine Aus­
legung darf schließlich den Wortlaut eines Gesetzes 
nicht negieren. Fritzsche und Hübner schreiben: „Diese 
Definition trägt den Charakter eines Oberbegriffs, der 
neben Diebstahl, Unterschlagung und Betrug auch 
andere Verbrechenstatbestände umfaßt“. Richtig ist an 
dieser Feststellung, daß durch die Formulierung des 
VESchG das „sonstige Beiseiteschaffen“ als ein Ober­
begriff anzusehen ist („Diebstahl, Unterschlagung oder 
ein sonstiges Beiseiteschaffen ...“). Allerdings umfaßt 
dieser Oberbegriff ausdrücklich nur die Begehungs­
formen des Diebstahls und der Unterschlagung, nicht 
auch die des Betrugs, wie Fritzsche und Hübner meinen. 
Im Abs. 2 des § 1 VESchG heißt es doch ganz klar: 
„ E b e n s o  wird der Betrug zum Nachteil von staat­
lichem oder genossenschaftlichem Eigentum oder von 
Eigentum gesellschaftlicher Organisationen bestraft“, 
d. h. e b e n s o ,  wie die verschiedenen Formen des Bei­
seiteschaffens nach Abs. 1. Hätte der Gesetzgeber den 
Betrug als ein Beiseiteschaffen angesehen, dann würde 
er das in Abs. 1 zum Ausdruck gebracht haben, zumal 
doch für den Betrug nach Abs. 2 und die verschiedenen 
Formen des Beiseiteschaffens nach Abs. 1 der gleiche 
Strafrahmen vorgesehen ist.

Die Auffassung von Fritzsche und Hübner, daß auch 
der Betrug ein „sonstiges Beiseiteschaffen“ sei, wider-

X) NJ 1957 s. 50.
2) Fritzsche und Hühner sprechen ungenau vom Tatbestand

des „sonstigen Beiseiteschaffens“. Sie meinen aber die unab­
hängig vom Diebstahl und der Unterschlagung noch existie­
renden Formen des „sonstigen Beiseiteschaffens“, die es zu
präzisieren gilt.

spricht selbst ihrer eigenen Definition des „sonstigen 
Beiseiteschaflens“. Sie sagen:

„Beiseiteschaffen von Vermögensteilen des gesell­
schaftlichen Eigentums im Sinne des § 1 Abs. 1 
VESchG ist jede vorsätzliche Herausnahme eines 
Vermögenswertes aus gesellschaftlichem Vermögen 
mit dem Ziel, sich oder einem anderen einen rechts­
widrigen Vermögensvorteil zu verschaffen“.

Beim Betrug handelt es sich aber im Gegensatz zum 
Diebstahl und der Unterschlagung niemals um eine „vor­
sätzliche Herausnahme“ von seiten des Täters, sondern 
um eine rechtswidrige Entgegennahme bzw. Inempfang­
nahme usw. Der Dieb bzw. der Unterschlagende n e h ­
m e n  durch die verschiedendsten Aneignungsformen, 
der Betrüger l ä ß t  s i c h  a u s h ä n d i g e n .  Beim Be­
trug ist „der den Vermögenswert Herausnehmende“ im 
Sinne der obigen Definition der V e r f ü g e n d e .  Er 
handelt bei einer vorliegenden Täuschung jedoch nie­
mals mit der in der Definition angegebenen Zielsetzung 
(„... sich oder einem anderen einen rechtswidrigen Ver­
mögensvorteil zu verschaffen“).

Die von mir vertretene Auffassung befindet sich auch 
in Übereinstimmung mit der Ansicht des Obersten Ge­
richts: „Die in § 1 Abs. 1 VESchG auf geführten Delikte 
(Diebstahl und Unterschlagung) sind nur beispielsweise 
erwähnt.“8) Die in Abs. 2 des § 1 VESchG vorhandene 
Betrugsregelung faßt das Oberste Gericht also ebenfalls 
nicht als eine beispielhafte Erwähnung des „sonstigen 
Beiseiteschaffens“ auf.

Im Anschluß an die unrichtige Feststellung, daß auch 
der Betrug eine gesetzlich erwähnte Form des „sonsti­
gen Beiseiteschaflens“ nach § 1 Abs. 1 VESchG sei, 
treten Fritzsche und Hübner dafür ein, daß das 
„sonstige Beiseiteschaffen“ nur solche Handlungen er­
fassen dürfe, die bereits durch andere spezielle Ver­
brechenstatbestände zu Verbrechen am gesellschaftlichen 
Eigentum erklärt worden sind. Das ist sicherlich eine 
sehr ernst zu nehmende Überlegung. Fritzsche und Hüb­
ner wollen den Tatbestand des „sonstigen Beiseite­
schaffens“ durch andere exakt gefaßte Gesetzestatbe­
stände bestimmen. Betrachten wir das Ergebnis, dann 
sehen wir, daß die Erpressung, die sachliche Begünsti­
gung, die Hehlerei und der Entzug elektrischer Energie

3) Urteil vom 24. Februar 1956 - 3 Ust H 10/56 (NJ 1956 S. 250).
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